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Interpellation FDP-Fraktion: 

«St.Galler Spitäler jetzt entpolitisieren! 

 

 

Der Verwaltungsrat der St.Galler Spitalverbunde legte im Jahr 2018 ein Grobkonzept zur Struk-

turentwicklung der St.Galler Spitäler vor, nachdem insbesondere die FDP wiederholt und mit 

Nachdruck die schonungslose Offenlegung der tatsächlichen Ertrags- und Finanzlage der Spitä-

ler einforderte. Schon dieses Grobkonzept machte klar, dass es im St.Galler Gesundheitswesen 

einen radikalen Strukturwandel und eine Leistungskonzentration braucht. Im Sinne der politi-

schen Machbarkeit wurden mit der Sammelvorlage ‹Weiterentwicklung der St.Galler Spitalver-

bunde› dann zwar einschneidende Schnitte beschlossen, die kantonalen Spitalverbunde blieben 

aber weiterhin den strikten Vorgaben und den Launen der kantonalen Politik unterworfen. Die 

notwendige unternehmerische Gestaltungsfreiheit fehlt bis heute. Jeder erforderlichen strukturel-

len Veränderung geht ein Träger politischer Entscheidungsprozess voraus. So kann ein Unter-

nehmen in einem dynamischen Umfeld nicht bestehen. Das Projekt zur Übertragung des Spitals 

Walenstadt an das Kantonsspital Graubünden in Chur zeigt deutlich auf, wie ungleich freier und 

agiler sich die privatrechtliche Stiftung Kantonsspital Graubünden bewegen kann. Der Stiftungsrat 

richtet sich nach dem Stiftungszweck und den Marktbedürfnissen und muss sich hierbei offenbar 

nicht auf politische Überlegungen von Parlament und Regierung abstützen. Die Regierung legt 

nun ein weiteres Sanierungspaket von über 163 Mio. Franken zur Rettung der St.Galler Spital- 

verbunde vor. Die St.Galler Steuerzahlenden erhalten einmal mehr eine gesalzene Rechnung  

dafür, dass in unserem Kanton viel zu lange an überholten Strukturen festgehalten und zentrale 

Planwirtschaft im Spitalwesen betrieben wurde. 

 

Es ist höchste Zeit, dass die Spitäler im Kanton St.Gallen endlich entpolitisiert werden. Sie sollen 

sich nach den Bedürfnissen des Markts und nach wirtschaftlichen Kriterien richten. Saubere Cor-

porate-Governance-Strukturen und politische Unabhängigkeit sind erforderlich. Besteller, Erbrin-

ger und Bezahler von Gesundheitsleistungen dürfen nicht mehr identisch oder voneinander ab-

hängig sein. Fragen zu Standorten und Leistungskonzentrationen sind unternehmerisch und nicht 

politisch zu beantworten. Das nun anstehende Sanierungspaket bietet die Gelegenheit, unsere 

Gesundheitsversorgung auf ein solides organisatorisches und finanzielles Fundament zu stellen, 

den Staatshaushalt zu entlasten und zugleich die Qualität der medizinischen Versorgung zu ge-

währleisten. Es braucht Unternehmertum, Marktorientierung und Innovation. Die Spitalverbunde 

sind in geeignete privatrechtliche Strukturen zu überführen. An vergleichbaren erfolgreichen Mo-

dellen mangelt es nicht – ein Blick in den Thurgau oder nach Graubünden genügt. 

 

Wir bitten die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

 

1. Ist die Regierung bereit, die St.Galler Spitäler zu entpolitisieren und in privatrechtliche Struk-

turen zu überführen? 

2. Welche Modelle bezüglich Rechtskleid, Struktur, Eigentum an Liegenschaften und Einrich-

tungen usw. erscheinen vorderhand als geeignet, welche nicht? 

3. Welche Auswirkungen könnte die Entpolitisierung der St.Galler Spitäler auf die Qualität der 

Gesundheitsversorgung haben? 

4. Welche Auswirkungen könnte die Entpolitisierung der St.Galler Spitäler auf die Finanzierbar-

keit der Gesundheitsversorgung? 

5. Welchen Anpassungsbedarf im geltenden Recht gäbe es, um die Entpolitisierung umzuset-

zen?» 
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